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Am 26. Mai 2019 haben wir die Möglichkeit, unsere Abgeordneten zum  
Europäischen Parlament direkt zu wählen und damit die zukünftige Ausrich-
tung der europäischen Politik mitzubestimmen. 

Diese Wahl ist eine wichtige Richtungswahl. Gerade auch für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer. Ob es um die Schaffung eines wirklich sozialen 
Europas geht, um mehr Steuergerechtigkeit oder wirksame Maßnahmen ge-
gen Lohn- und Sozialdumping: Europa kann mehr. 

Daher appelliere ich an alle Wahlberechtigten in Österreich: Machen Sie 
von Ihrem Stimmrecht Gebrauch! Entscheiden Sie mit, in welche Rich-
tung sich Europa weiterentwickeln soll.

Herzlichst,

Renate Anderl, AK Präsidentin
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Editorial 

Die Debatte über die Zukunft der EU hat 2017 mit dem von der EU-Kom-

mission vorgelegten Weißbuch zur Zukunft Europas wieder an Dynamik ge-

wonnen. Gleich drei Beiträge unserer aktuellen Ausgabe sind der Reform-

debatte gewidmet: Nikolai Soukup analysiert die Initiativen der Kommission 

zur Stärkung der sozialen Dimension der EU, Eva Dessewffy wirft einen kri-

tischen Blick auf das Reflexionspapier zur Globalisierung, Susanne Wixforth 

plädiert in ihrer Analyse des Weißbuchs der Kommission zur Zukunft Euro-

pas für einen gemeinsamen Weg mit verschiedenen Geschwindigkeiten. Ein 

weiterer Schwerpunkt ist Frankreich: Wolf Jäcklein analysiert die auch für 

die EU-Reformdebatte entscheidenden Präsidentschaftswahlen, Elisabeth 

Beer berichtet über eine wichtige französische Initiative im Zusammenhang 

mit global agierenden Unternehmen. Dass die EU-Kommission lernfähig ist, 

beleuchtet Norbert Templ am Beispiel des Länderberichts und der länder-

spezifischen Empfehlungen 2017. Emil Grula wirft einen informativen Blick 

auf die politische und sozio-ökonomische Entwicklung unseres Nach-
barlandes Slowakei. Welche Folgen die den EU-Krisenländern auferlegte 

Politik der internen Abwertung für die Arbeitsmärkte hatte, ist Thema eines 

lesenswerten Sammelbandes (Michael Mesch). 

Mit der etwas umfangreichen und erstmals in einem neuen Layout erschei-

nenden Ausgabe übermitteln wir gleichzeitig die besten Wünsche für einen 

schönen Sommer!
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1. gEhEn Wir ZUr Wahl! 

vom 23. bis 26. Mai 2019 steht Europa im Zeichen der Wahlen zum Euro-
päischen Parlament. in Österreich findet die Wahl am 26. Mai 2019 statt. 

Es ist eine Wahl der Superlative! Mit insgesamt 400 Millionen wahlbe-
rechtigten Menschen sind die Wahlen zum Europäischen Parlament die 
zweitgrößten demokratischen Wahlen auf der Welt. die zukünftigen EU-
abgeordneten vertreten die interessen von rund 460 Millionen Bürgerin-
nen und Bürgern in der EU (ohne großbritannien).

Und es ist eine Richtungswahl! Zwar geht es nach dem höhepunkt 
der jüngsten Finanz- und Wirtschaftskrise der Wirtschaft wieder deutlich 
besser, doch bei Weitem nicht alle Menschen profitieren davon. das aus-
maß an Einkommensungleichheit und Erwerbsarmut ist weiterhin höher 
als vor der Krise. die arbeitslosenrate in der EU geht zwar schrittweise 
zurück, es bestehen aber weiterhin große Unterschiede zwischen den 
ländern. Zudem sind viele neugeschaffene Jobs von niedriger Qualität 
und schlecht entlohnt. nach wie vor sind mehr als ein Fünftel der ge-
samtbevölkerung der EU, d.h. über 100 Millionen Menschen von Armut 
und sozialer Ausgrenzung bedroht. Europa ist im globalen vergleich ein 
wohlhabender Kontinent, aber die realen lebens- und arbeitsbedingun-
gen sind für Millionen von uns nicht akzeptabel. Zudem mehren sich die 
Zeichen eines neuerlichen Konjunkturabschwungs. 

in der kommenden legislaturperiode 2019–2024 muss es darum ge-
hen, die Menschen in  Europa und nicht die Wünsche der Konzerne in 
den Mittelpunkt der EU-Politik zu stellen. Wir brauchen eine Politik, die 
Wohlstand, Beschäftigung und sozialen Zusammenhalt fördert und den 
immer größer werdenden Einkommens- und vermögensungleichheiten 
entgegentritt. gleichzeitig gilt es die großen sozialen herausforderungen 
unserer Zeit zu meistern – sei es in Folge der digitalisierung all unserer 
arbeits- und lebenswelten, im lichte der globalisierung oder im lichte 
des voranschreitenden Klimawandels. die aktuellen weltweiten Proteste 
von schülerinnen und anderen Jugendlichen führen uns einmal mehr vor 
augen, dass wir der Zukunft verpflichtet sind. 
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Das Europäische Parlament spielt eine entscheidende Rolle bei der 
Bewältigung dieser Herausforderungen. Es ist das einzige direkt ge-
wählte Organ der Europäischen Union und verfügt damit über eine 
einzigartige Legitimation. Mit seinen Befugnissen im Bereich der Ge-
setzgebung und Kontrolle kann es entscheidende Impulse für eine 
sozial und ökologisch nachhaltige europäische Politik geben, von 
der wir alle profitieren. Damit ist die Frage der Zusammensetzung 
des Europäischen Parlaments vor allem auch für die ArbeitnehmerIn-
nen von großer Bedeutung. 

Und daher kommt es auf jede Stimme an!

Mit dieser Broschüre wollen wir eine orientierung darüber bieten, 

n  was jetzt konkret auf dem spiel steht und in  
welche richtung sich Europa im interesse der  
arbeitnehmerinnen weiter entwickeln muss,

n  welche Bedeutung dem Europäischen Parlament in  
der europäischen Politik zukommt,

n  und wie wichtig es daher ist, am 26. Mai 2019 wählen  
zu gehen.

Wir hoffen, dass unsere Überlegungen und Positionen für ihre/deine  
Wahlentscheidung nützlich sein werden. 
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2.  WarUM das EUroPÄischE  
ParlaMEnT WichTig isT

laut einer Umfrage vom Jänner 20191 hält rund ein viertel aller Wahlbe-
rechtigten in Österreich das Europäische Parlament für eine „unnötige 
institution“. diese Einschätzung steht im Widerspruch zur realen Bedeu-
tung des Parlaments. Und zwar in zweifacher hinsicht. 

Erstens: Europa ist eine wichtige Handlungsebene
Es ist eine Binsenweisheit, aber es kann nicht oft genug wiederholt wer-
den: Wir sind heute mit herausforderungen konfrontiert, die nur europä-
isch, manchmal sogar nur global gelöst werden können. die Bekämpfung 
des Klimawandels, wirksame Maßnahmen gegen steuer- und sozialdum-
ping oder faire regeln für die globalisierte Wirtschaft sind nur einige Bei-
spiele dafür. das heißt nicht, dass die nationalstaaten überflüssig werden. 
sie können diese herausforderungen aber schlicht und ergreifend nicht 
mehr alleine meistern. die EU ist daher für uns eine wichtige handlungs-
ebene auf dem Weg zu einer gerechteren gesellschaft in Europa. 

Zweitens: Das Europäische Parlament ist ein  
wichtiger Akteur auf europäischer Ebene  
das Europäische Parlament (EP) ist das größte multinationale Parlament 
der Welt mit sitz in Brüssel (hauptarbeitsort) und straßburg (Plenarta-
gungen). seine Zuständigkeiten und Befugnisse wurden über die Jahre 
schritt für schritt erweitert. das Europäische Parlament ist mittlerweile 
zu einer maßgebenden Kraft in der EU-gesetzgebung aufgestiegen und 
verfügt außerdem über weitreichende Kontrollrechte, zum Beispiel hin-
sichtlich der verwendung der Mittel aus dem EU-Budget. Eine weitere 
aufwertung des Europäischen Parlaments bleibt dennoch eine unserer 
hauptforderungen für die nächste reform der EU-verträge. so ist uns zB 
die Beteiligung des Europäischen Parlaments bei Entscheidungen in der 
EU-steuerpolitik ein wichtiges anliegen. 

das Europäische Parlament unterscheidet sich in vielen Punkten von ty-
pischen einzelstaatlichen Parlamenten. Es gliedert sich in länderüber-

1) https://orf.at/stories/3107582, zuletzt abgerufen am 28.3.2019.
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derzeitige Zusammensetzung der 751 sitze des  
Europäischen Parlaments nach Fraktionsstärke:

derzeitige österreichische vertreterinnen im Europäischen Parlament

5 österreichische 
abgeordnete (ÖvP) 
in der Europäischen  
volkspartei 

3 österreichische
abgeordnete für die 
die grünen/Freie 
Europäische allianz

1 österreichische  
abgeordnete  
(neos) in der  

allianz der liberalen  
für Europa 

4 österreichische  
abgeordnete (FPÖ) in der  

Fraktion Europa der nationen 
und der Freiheit

5 österreichische  
abgeordnete (sPÖ) in der  

Progressiven allianz der  
sozialisten & demokraten 

Europäische  
Konservative & 

reformisten  
76

Europa der  
Freiheit & demokratie

41
Europäische  

volkspartei 
217

Progressive allianz der  
sozialisten & demokraten
186  

vereinigte Europ.  
linke/ nord. grüne linke  
52

allianz der liberalen &  
demokraten für Europa

68

Fraktionslose
22

die grünen/ 
Freie allianz 

52

Europa der nationen  
und der Freiheit  
37

grafik: © Julia stern
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greifende Fraktionen entsprechend der politischen orientierung. dabei 
ist es durchaus üblich, dass die abgeordneten (die Mitglieder des Euro-
päischen Parlaments bzw MEPs) fraktionsübergreifend in vielfältiger Wei-
se kooperieren bzw aus der eigenen Fraktion ausscheren (es gibt keinen 
Fraktionszwang).  

derzeit setzt sich das Parlament aus 751 abgeordneten aus 28 Mitglied-
staaten zusammen. da nach den Wahlen im Mai 2019 großbritannien vor-
aussichtlich nicht mehr EU-Mitglied sein wird (BrEXiT), schrumpft das EP 
auf 705 sitze. aufgrund der neuen sitzverteilung wird Österreich statt mit 
18 dann mit 19 MandatarInnen vertreten sein. 

Die wichtigsten Aufgaben des Europäischen Parlaments

Ernennung und politische Kontrolle  
der Europäischen Kommission

das Europäische Parlament wählt den/die PräsidentIn der Europä-
ischen Kommission (derzeit Jean-claude Juncker) und damit den/die 
„europäische/n regierungschef/in“. nach dem 2014 erstmals angewen-
deten spitzenkandidatinnen-verfahren soll der Posten des Kommissions-
präsidenten an den/die spitzenkandidatenin der politischen Partei gehen, 
die bei den Wahlen zum Europäischen Parlament die meisten stimmen 
enthält. damit sollte das Wahlergebnis auch eine vorentscheidung über 
den/die nächste/n Kommissionspräsidentin sein!

Mit stand März 2019 treten folgende spitzenkandidaten/innen der  
großen europäischen Parteien zur Wahl an: 

n Manfred Weber (Europäische volkspartei – EvP)
n Frans Timmermans (sozialdemokratische Partei Europas – sPE)
n Jan Zahradil (allianz der Konservativen & reformer in Europa – aKrE)
n Ska Keller und Bas Eickhout (Europäische grüne – EgP)
n Violetta Tomic und Nico Cue (Europäische linke – El)

das spitzenkandidatinnen-verfahren ist nicht unumstritten. die derzeit 
mit 68 sitzen viertstärkste Fraktion im Europäischen Parlament – die alli-
anz der liberalen und demokraten für Europa (aldE) – hat ein mehrköp-
figes Wahlkampfteam rund um die derzeitige Wettbewerbskommissarin 
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Margrethe Vestager nominiert. Ebenfalls keine/n europaweite/n spitzen-
kandidatin stellt ua die rechtspopulistische Fraktion Europa der nationen 
und der Freiheit (EnF).

Zusätzlich zum/zur Kommissionspräsidentin muss das Parlament noch 
der gesamten „europäischen regierung“ (der Kommission) zustimmen. 
ist das Europäische Parlament mit der Europäischen Kommission nicht 
mehr zufrieden, kann es sie auch wieder loswerden (Misstrauensvotum). 
die dafür benötigte 2/3-Mehrheit stellt jedoch eine relativ hohe hürde dar. 
Mit einfacher Mehrheit können Untersuchungsausschüsse oder Klagen 
wegen verstößen gegen das Unionsrecht („verfassungsbeschwerden“) 
vor dem Europäischen gerichtshof angestrengt werden. 

Rechtsetzung

das Europäische Parlament ist mittlerweile ein zentraler akteur in der 
rechtsetzung. Wie in einem parlamentarischen Zweikammernsystem fun-
giert es als „europäische Bürgerinnenkammer“, das gemeinsam mit dem 
rat (der „europäischen länderkammer“) EU-weite regelungen beschließt. 

dazu zählen wichtige  Bestimmungen in der Sozialpolitik (beispielswei-
se zu arbeitszeiten und -bedingungen für Beschäftigte, zum arbeitneh-
merinnenschutz, zu Förderprogrammen gegen Jugendarbeitslosigkeit 
oder zur Bekämpfung von lohn- und sozialdumping), im Konsumen-
tInnenschutz (zB schutzregelungen beim online-shopping, bei den 
Fluggastrechten, im lebensmittelrecht oder bei roaminggebühren für 
Telefonate im EU-ausland), bei Wirtschaftsthemen (zB öffentliche dienst-
leistungen, Energiefragen oder Kapitalmarktregeln), bei regelungsfragen 
der Globalisierung  (zB  handelsabkommen wie cETa oder TTiP) und bei 
zahlreichen anderen Themen wie der Bekämpfung des Klimawandels, 
dem EU-Budget, der Agrarpolitik oder der Gesundheitspolitik. in wel-
che richtung sich Europa entwickelt, hängt damit auch entscheidend von 
den politischen Mehrheiten im Europäischen Parlament ab. 

Entgegen der weit verbreiteten Mär von der europäischen regelungswut 
verhindern gemeinsame europäische Mindeststandards in den genann-
ten Politikbereichen vielfach nur einen schädlichen Wettbewerb zwischen 
den einzelnen EU-staaten zu lasten von arbeitnehmerinnen, verbrau-
cherinnen oder der Umwelt.
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das Europäische Parlament tut was für dich –  
drei konkrete Beispiele

EU-Arbeitsbehörde kommt
rund 17 Millionen EU-Bürgerinnen arbeiten in einem anderen EU-
land. 1,4 Millionen pendeln täglich über die grenze zu ihrem Job. 
in vielen Fällen ist dies mit lohn- und sozialdumping verbunden. im 
Februar 2019 haben sich das Europäische Parlament und der rat 
auf die Einrichtung einer EU-arbeitsbehörde geeinigt. sie soll eine 
faire arbeitsmobilität innerhalb der EU fördern und auch die Zusam-
menarbeit der nationalen Behörden beim Kampf gegen lohndum-
ping, Briefkastenfirmen und sozialbetrug durch Unternehmen unter-
stützen. 

Keine Roaminggebühren in der EU 
seit 15. Juni 2017 zahlen EU-Bürgerinnen bei reisen innerhalb der 
EU die gleichen Preise für roaming-anrufe, sMs und datenüber-
tragung wie bei sich zuhause.  das ist ein großer Erfolg für das Eu-
ropäische Parlament, das sich jahrelang beharrlich dafür eingesetzt 
hat. die Mitgliedstaaten und die Mobilfunkunternehmen wollten ur-
sprünglich gar keine abschaffung. 

Offenlegung aller Industriestudien im  
Zulassungsverfahren von Pestiziden und anderen  
lebensmittelrelevanten Chemikalien 
die diskussion über das herbizid „glyphosat“ hat die europäische 
Öffentlichkeit stärker für die gefahren von Pflanzenschutzmittel sen-
sibilisiert. nach dessen umstrittener Zulassung wurde im Februar 
2019 eine reform der Europäischen Behörde für lebensmittelsi-
cherheit (EFsa) beschlossen. sie wird von Umweltorganisationen 
als historischer Erfolg für Europa gewertet. Zukünftig wird herstel-
lern die Möglichkeit genommen werden, unliebsame studien unter 
verschluss zu halten. Bürgerinnen sollen ebenfalls Zugriff auf die 
studien bekommen. von seiten der industrie gab es versuche, den 
gesetzesvorschlag zu verwässern, verhindert wurde dies durch pro-
gressive Kräfte im Europäischen Parlament. 
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3. in EUroPa lÄUFT ETWas schiEF 

laut einer Eurobarometer-Umfrage vom herbst 2018 sind 51% der Eu-
ropäerinnen der ansicht, dass sich die dinge in der EU in die falsche 
Richtung entwickeln.2 nur 29 % meinen, dass die EU auf richtigem Kurs 
ist. das zeigt: auf EU-Ebene läuft etwas gehörig schief!  

Tatsächlich hat sich die Europäische Union von EU-vertraglich festgeleg-
ten sozialpolitischen Kernversprechen immer weiter entfernt. der artikel 3  
des EU-vertrags legt fest, dass es das Ziel der Union ist, das Wohlerge-
hen der völker sowie eine wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft zu 
fördern, die auf vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt ausgerichtet 
ist. Mit der Krise kam es jedoch zu deutlichen verschlechterungen bei 
den arbeitsbedingungen und in vielen ländern sogar zu lohnkürzungen. 

die Europäische Kommission behauptet zwar, dass die vor zehn Jahren 
ausgebrochene Finanz- und Wirtschaftskrise größtenteils überwunden 
sei. Tatsächlich dürfte die europäische Wirtschaft 2019 im siebten Jahr 
in Folge wachsen. 

allerdings ist die offizielle Arbeitslosigkeit mit 16,2 Millionen arbeitssu-
chenden (arbeitslosenquote von 6,5 % in der gesamten EU ) nach wie vor 
viel zu hoch. Und insgesamt geht der aufschwung an Millionen Menschen 
vorbei. normalarbeitsverhältnisse geraten für eine große anzahl von Euro-
päerinnen seit Jahren außer reichweite. nur noch etwa zwei von drei un-
selbständig Beschäftigten in der EU haben eine unbefristete vollzeitstelle. 
die Zahl der atypischen Beschäftigungsverhältnisse nimmt seit Jahren 
zu. Zudem sind ein Fünftel der Jobs in der EU sogenannte „poor jobs“, die 
durch schlechte arbeitsbedingungen und geringes Einkommen gekenn-
zeichnet sind.

am anderen Ende stehen die vermögenden. Mehr als die hälfte des ge-
samten Privatvermögens im Euroraum ist in den händen der reichsten 
10 %. auch die Einkommen driften weit auseinander. im globalen ver-
gleich ist Europa ein wohlhabender Kontinent. aber das ausmaß an Un-
gleichverteilung ist nicht akzeptabel.

2) Eurobarometer 90, nationaler Bericht, Österreich, herbst 2018. 
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Bedenkt man weiter, dass es in vielen ländern der EU die arbeitnehmerin-
nen waren, die die teils gigantischen Kosten der Bewältigung der letzten 
Finanz- und Wirtschaftskrise zu gunsten der vermögenden schultern 
mussten, sind der Unmut und die verunsicherung in der europäischen 
Bevölkerung wenig überraschend. dies stellt auch einen nährboden für 
jene nationalistischen stimmungen dar, die von neuem den Kontinent er-
schüttern und zuletzt in gestalt des BrEXiT ihre zerstörerische Kraft an 
den Tag gelegt haben. 

Das neue Europäische Parlament muss sich  
den Herausforderungen stellen

die antwort auf die großen gegenwärtigen herausforderungen kann we-
der in der rückbesinnung auf den nationalstaat, noch in der Fortführung 
der gegenwärtigen EU-Politik gefunden werden. gerade auch im interes-
se der arbeitnehmerinnen ist eine neue europäische Politik angesagt, die 

Quelle: EZB, 2017: https://www.ecb.europa.eu/home/pdf/research/hfcn/hFcs_statistical_Tables_
Wave2.pdf?58cf15114aab934bcd06995c4e91505b. grafik: © Julia stern

anteil der reichsten 10 % am gesamten  
nettovermögen (ausgewählte EU-staaten)
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Wohlstand, Beschäftigung und sozialen Zusammenhalt fördert und den 
immer größer werdenden Einkommens- und vermögensungleichheiten 
entgegentritt. gleichzeitig gilt es, die großen sozialen herausforderungen 
unserer Zeit – sei es in Folge der digitalisierung all unserer arbeits- und 
lebenswelten, im lichte der globalisierung oder mit Blick auf den voran-
schreitenden Klimawandel – zu bewältigen. 

in der kommenden legislaturperiode steht daher viel auf dem spiel. Ein 
mutiges und aktives Europäisches Parlament, in dem jene Kräfte gestärkt 
werden, die sich für die interessen der europäischen arbeitnehmerinnen 
einsetzen, kann einen notwendigen Umdenkprozess auslösen. in den fol-
genden Kapiteln werden einige Bereiche aufgelistet, wo es neue Zugänge 
und lösungen braucht. 

Denn Europa kann mehr tun, um unseren Wohlstand zu steigern und 
den Herausforderungen der Zeit zu begegnen! 
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4.  EUroPa Kann MEhr –  
BaUsTEinE FÜr Ein BEssErEs EUroPa 

4.1.  Mehr Respekt für uns ArbeitnehmerInnen – Lohn- und  
Sozialdumping darf kein Geschäftsmodell in Europa sein

nach jahrelanger Krise in der EU steigt derzeit wieder die Beschäftigung. 
dennoch gibt es vielfältige Probleme am arbeitsmarkt: die arbeitslosig-
keit ist mit 7,8 % anfang 2019 im Euroraum bzw 6,5 % in der gesamten 
EU nach wie vor hoch und die EU ist weit von ihrem Ziel der vollbeschäf-
tigung entfernt. Fast sechs Millionen Menschen zwischen 15 und 24 Jah-
ren sind in der EU weder in Beschäftigung noch in einer schulischen oder 
beruflichen ausbildung.3

auch das Lohngefälle in Europa ist konstant hoch – sei es zwischen 
den geschlechtern, weshalb Frauen auf dem arbeitsmarkt unverändert 
benachteiligt sind; sei es zwischen den alten und neuen Mitgliedstaaten 
der Union, wodurch unterschiedliche ausformungen von lohn- und so-
zialdumping begünstigt werden: Mindestlöhne werden nicht eingehalten, 
niedrigere sozialversicherungsbeiträge bezahlt oder diverse schutzvor-
schriften nicht beachtet. im grenzüberschreitenden raum ist es zudem 
schwer, die geltenden vorschriften zu kontrollieren und bei verstößen ge-
gebenenfalls sanktionen zu verhängen.

der Europäische gerichtshof hat in der vergangenheit in einigen Fäl-
len entschieden, dass die Marktfreiheiten des Binnenmarktes sozialen 
grundrechten und gewerkschaftsrechten voranzustellen sind. Um den 
spieß umzudrehen, muss daher den EU-verträgen ein Protokoll hinzu-
gefügt werden. damit könnte unmissverständlich sichergestellt werden, 
dass soziale grundrechte und gewerkschaftsrechte vorrang haben. 

schließlich besteht nicht zuletzt auch die herausforderung, die digitali-
sierung zum nutzen der arbeitnehmerinnen zu gestalten und der gefahr 
einer digitalen spaltung der gesellschaft entgegenzuwirken. 

die arbeitnehmerinnen in der EU verdienen nicht nur mehr respekt für ih-
ren täglichen Einsatz. die EU-Politikerinnen müssen auch gemeinsam mit 
den Mitgliedstaaten verantwortung zur Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen der Bürgerinnen übernehmen. 
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Forderungen der AK an das neue Europäische Parlament

n  Zur wirksamen Bekämpfung von Lohn- und Sozialdumping und 
zur durchsetzung der rechte grenzüberschreitend tätiger arbeitneh-
merinnen muss die geplante Europäische arbeitsbehörde rasch ihre 
arbeit aufnehmen. Österreich ist aufgrund seiner nähe zu den mittel- 
und osteuropäischen Mitgliedstaaten mit ihren niedrigeren standards 
besonders von lohn- und sozialdumping betroffen. deshalb soll die 
Behörde hier angesiedelt werden.

n  Stärkung der Lohnfindungssysteme, auch zur Beschleunigung des 
aufholprozesses von ländern mit niedrigen lohnniveaus: in allen Mit-
gliedstaaten sollen möglichst alle arbeitnehmerinnen von Mindestlöh-
nen erfasst werden, die in erster linie von sozialpartnern über Kollek-
tivverträge festgelegt werden. 

n  Verbindliche soziale Mindeststandards zur Bekämpfung prekärer 
arbeit und zur verbesserung der lebens- und arbeitsbedingungen 
müssen europaweit festgelegt werden. die Einführung von Mindest-
standards für die einzelstaatlichen arbeitslosenversicherungssyste-
me oder von rechtsansprüchen auf Weiterbildung und Qualifizierung 
könnten nächste schritte sein. 

löhne und gehälter pro geleisteter stunde in Euro (ausgewählte EU-staaten)

3)  EU-Kommission, gemeinsamer Beschäftigungsbericht 2019, http://data.consilium.europa.eu/doc/
document/sT-14442-2018-iniT/de/pdf.

Quelle: Eurostat, jährliche Fortschreibung der lohnkostenerhebung, 2017 grafik: © Julia stern
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n  Zur Stärkung der partnerschaftlichen Teilung bei der Kinderbe-
treuung braucht es einen bezahlten Papamonat. Weiters sollte der 
ausbau der Kinderbetreuung wieder als Zielsetzung auf europäischer 
Ebene aufgenommen werden (Barcelona Ziel).

n  im sinne des grundsatzes des gleichen Entgelts für Frauen und 
Männer sind auf EU-Ebene verbindliche vorschriften zur lohntrans-
parenz festzulegen. dazu zählen zB der anspruch der arbeitnehmerin-
nen auf auskunft über lohn- und gehaltsniveaus sowie die regelmä-
ßige Berichterstattung der arbeitgeberinnen über löhne und gehälter.   

n  Ein soziales Fortschrittsprotokoll muss den EU-verträgen hinzu-
gefügt werden, um unmissverständlich sicherzustellen, dass soziale 
grundrechte und gewerkschaftsrechte vorrang vor Marktfreiheiten 
und Wettbewerbsregeln haben.

rechte der verbraucherinnen stärken

das Problem der rechtsdurchsetzung betrifft auch wichtige Kon-
sumentinnenschutzbestimmungen, die auf EU-richtlinien basieren 
wie zB bei reise- oder Bankdienstleistungen. sogar die Europäi-
sche Kommission hat mittlerweile defizite in der rechtsdurchset-
zung festgestellt. allein das Beispiel des vW-abgasskandals zeigt, 
wie schwer geschädigte autobesitzerinnen zu ihrem recht kommen.

Bei verstößen gegen rechtliche Bestimmungen muss eine ver-
schärfte durchsetzung erfolgen und rechtsbehelfe müssen leichter 
möglich sein. die Wirksamkeit der richtlinie über Unterlassungs-
klagen ist zu verbessern und vor allem bei Massenschäden sollen 
geschädigte Konsumentinnen leichter zu schadenersatz kommen. 
der vorschlag der Europäischen Kommission zur schaffung von kol-
lektiven rechtsdurchsetzungsinstrumenten („sammelklagen“) soll in 
der neuen gesetzgebungsperiode mit dringlichkeit weiterverhandelt 
werden, damit ein möglichst einfacher Zugang von Konsumentinnen 
zum recht gewährleistet ist.
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die europäische säule sozialer rechte mit leben erfüllen

nach den verheerenden sozialen Folgen der Finanz- und Wirtschafts-
krise sowie der Kürzungspolitik vieler Mitgliedstaaten proklamierten 
die EU-Kommission, das EU-Parlament und die Mitgliedstaaten im 
november 2017 eine „europäische säule sozialer rechte“. sie ent-
hält mehrere (rechtlich unverbindliche) Prinzipien zu chancengleich-
heit am arbeitsmarkt, fairen arbeitsbedingungen sowie sozialschutz 
und sozialer inklusion. Zwischen diesen versprechen und der Wirk-
lichkeit besteht jedoch eine große Kluft. vor allem kann die „säule 
sozialer rechte“ nicht darüber hinwegtäuschen, dass die grundle-
gende ausrichtung der EU-Politik unverändert geblieben ist: die ver-
wirklichung sozialer Ziele ist dem reibungslosen Funktionieren des 
Binnenmarktes untergeordnet und enge EU-Budgetvorgaben führen 
oftmals dazu, dass die Mitgliedstaaten bei sozialen leistungen kür-
zen. 

die „europäische säule sozialer rechte“ ist vielleicht nur ein unver-
bindlicher Katalog an grundsätzen, der als „Kompass“ dienen soll.  
damit sie aber impulse für konkrete Maßnahmen bringt, die sozialen 
Fortschritt schaffen, ist ein starkes Engagement des neuen Europä-
ischen Parlaments unerlässlich.  

Zum Weiterlesen:
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/social-
summit-european-pillar-social-rights-booklet_de.pdf

https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/social-summit-european-pillar-social-rights-booklet_de.pdf
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/social-summit-european-pillar-social-rights-booklet_de.pdf
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4.2.  Den Weg für eine wohlstands orientierte  
Wirtschaftspolitik freimachen

die wirtschaftspolitische ausrichtung der EU sollte Wohlstand für alle in 
den Mittelpunkt stellen. obwohl etwa im vertrag über die Europäische 
Union als wirtschaftliche leitziele das „Wohlergehen ihrer völker“, „so-
zialer Fortschritt“ oder „vollbeschäftigung“ festgeschrieben sind, leistet 
dem die derzeitige europäische Politik nicht Folge. verantwortlich dafür 
ist die von den EU-Eliten gewollte währungs- und wirtschaftspolitische 
Konstruktion, die primär dem Ziel der Wettbewerbsfähigkeit verpflichtet 
ist. durch diesen falschen Fokus geraten sozialstaat, arbeitsmarktregu-
lierung und löhne unter druck. 

insbesondere die viel zu restriktiven Budgetvorgaben stellen ein Prob-
lem dar. Finanzielle Unterstützungen für notleidende Mitgliedstaaten sind 
mit beinharten Politikauflagen verknüpft worden, die diese zu sozialab-
bau und absenkung des lohnniveaus zwingen. dafür ist griechenland ein 
besonders abschreckendes Beispiel. auf diese Weise können auf längere 
sicht auch andere staaten wie Österreich unter druck geraten, ihre stan-
dards zu senken. 

auch bei der Erstellung des Budgets (Mehrjähriger Finanzrahmen ab 
2021) muss die EU Farbe bekennen, ob sie nur mit Worten für ein soziales 
Europa eintritt oder dafür auch finanzielle Mittel in die hand nimmt. 

Fair verteilter  
materieller Wohlstand

lebensqualität

vollbeschäftigung und 
gute arbeit

intakte Umwelt

stabile  
Finanzmärkte

stabile  
staatstätigkeit

außenwirtschaftliches 
gleichgewichtPreisstabilität

Wohlstands- 
orientierte

Wirtschaftspolitik



grafik: © Julia stern
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Forderungen der AK an das neue Europäische Parlament 

n  die derzeit einseitige wirtschaftspolitische ausrichtung der EU muss 
von einer wohlstandsorientierten Wirtschaftspolitik abgelöst wer-
den, in deren rahmen wichtige Ziele wie vollbeschäftigung, ein hohes 
niveau an fair verteiltem materiellen Wohlstand, lebensqualität und 
ökologische nachhaltigkeit – unter Wahrung ökonomischer stabilität 

– entschlossen von der europäischen Politik verfolgt werden. als wich-
tiges Koordinierungsinstrument soll ein Jahreswohlstandsbericht 
etabliert werden. 

n  die restriktiven fiskalpolitischen Budgetvorgaben sind speziell dahin-
gehend zu lockern, dass öffentliche Zukunftsinvestitionen nicht zu ei-
ner verletzung der Fiskalregeln führen können (Goldene Investitions-
regel). 

n  dringend notwendig sind Maßnahmen zur Stärkung der Binnennach-
frage durch eine gesamtwirtschaftlich ausgerichtete produktivitäts-
orientierte lohnpolitik und ausweitung der öffentlichen investitionen. 
dies würde auch zu einem abbau der destabilisierenden leistungsbi-
lanzungleichgewichte führen. 

n  Eine Bankenstrukturreform, bei der das risikos des investmentban-
kings von jenem des geschäftsbankensystems getrennt wird, muss 
ein wichtiges Element der Bankenunion sein. 

n  die schaffung einer Europäischen Stabilisierungsfunktion, die Eu-
ro-staaten in wirtschaftlichen notsituationen finanziell unter die arme 
greifen soll, ist grundsätzlich sinnvoll, wenn damit nicht neoliberale 
strukturreformen als gegenleistung eingefordert werden.  

n  das EU-Budget (Mehrjähriger Finanzrahmen ab 2021) schließlich 
muss auf soziale Ziele ausgerichtet werden. die Bekämpfung von ar-
beitslosigkeit, die Bewältigung des digitalen Wandels am arbeitsmarkt 
und die integration von Flüchtlingen müssen in den Fokus rücken. der 
Europäische sozialfonds (EsF) sollte mindestens 10 % (anstelle der 
geplanten 7,9 %) des gesamten EU-Budgets umfassen. von den Mit-
teln aus dem Fonds für ländliche Entwicklung (ElEr) sollten alle auf 
dem land lebenden Menschen profitieren, nicht nur hauptsächlich 
große landwirtschaftliche Betriebe.
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aK-Wohlstandsbericht

der von der aK Wien 2018 erstmals erstellte Wohlstandsbericht 
greift den umfassenden wohlstandsorientierten Politikansatz für Ös-
terreich auf. der Bericht soll einen Beitrag zur vertiefung und ver-
breiterung der gesellschaftlichen diskussion über Wohlstand und 
sozialen Fortschritt unter Berücksichtigung ökologischer grenzen 
in Österreich leisten und in Zukunft jährlich herausgegeben werden.  

  https://wien.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/verteilungsgerechtigkeit/aK_Wohlstandsbe-
richt.html

 

Öffentliche Investitionen und Wohlstand

Über die Bedeutung von investitionen als Motor für die schaffung von 
Wohlstand und arbeitsplätzen und zur Bewältigung der herausforderun-
gen wie Klimawandel und digitalisierung gibt es einen breiten Konsens. 
Öffentliche investitionen sind ein wichtiger schlüssel für ein zukunftsfä-
higes Europa und einen wirtschaftlichen und sozialen aufwärtskurs, der 
bei allen ankommt und dabei die ökologischen grenzen berücksichtigt. 
damit etwa die verpflichtungen aus dem Pariser Klimaabkommen erfüllt 
werden, sind massive investitionen in die Modernisierung und dekarbo-
nisierung der verkehrs- und Energiesysteme und in eine emissionsarme 
Wirtschaft notwendig. 

https://wien.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/verteilungsgerechtigkeit/AK_Wohlstandsbericht.html
https://wien.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/verteilungsgerechtigkeit/AK_Wohlstandsbericht.html
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Öffentliche nettoinvestitionen in % des BiP

Quelle: ameco (november 2018), eigene Berechnungen. grafik: © Julia stern
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Forderung der AK: In die Zukunft Europas investieren

in der kommenden legislaturperiode muss es einen zentralen investi-
tionsschwerpunkt zur sozial-ökologischen Erneuerung Europas geben. 
dazu müssen die öffentlichen investitionen in zukunftsträchtige Pro-
jekte wie sozialer Wohnbau, Bildung, Forschung und Entwicklung, 
Digitalisierung, Klimaschutz, nachhaltige Mobilität, erneuerbarer 
Energien etc. massiv ausgeweitet werden. 

die sparpolitik der letzten Jahre spiegelt sich in Europa auch in viel zu 
niedrigen öffentlichen investitionen wider. die investitionslücke ist nach 
wie vor in manchen ländern erheblich. 



22  AK-Infoservice

 Wichtige argumente für öffentliche investitionen

oft wird von Kritikerinnen einer öffentlichen investitionsstrategie ein-
gewandt, dass dadurch zukünftige generationen mit neuen schul-
den belastet werden. dagegen gibt es grundsätzliche argumente: 

n  Öffentliche investitionen erhöhen Produktivität und Beschäfti-
gung sowohl kurz- als auch langfristig. von den positiven Wirkun-
gen profitieren mehrere Generationen. deswegen sollen auch 
mehrere generationen an der Finanzierung beteiligt werden.

n  nur mit öffentlichen investitionen kann Europa mit anderen Welt-
regionen wie china oder den Usa mithalten.  

n  die Kosten des Nichthandelns werden vielfach ignoriert bzw 
werden die zukünftigen Kosten aufgrund fehlender investitionen 
in der gegenwart unterschätzt. diese müssen aber auch finan-
ziert werden. so belegen mittlerweile mehrere studien die im-
mensen wirtschaftlichen Kosten der globalen Erwärmung, falls 
nicht entsprechend entgegengesteuert wird. Forscherinnen ha-
ben berechnet, dass sich die Weltwirtschaft 20 bis 30 Billionen 
dollar (aktuell 17 bis 25 Billionen Euro) mit großer Wahrschein-
lichkeit ersparen könnte, wenn es gelingt, die globale Klimaer-
wärmung im vergleich zur vorindustriellen Zeit auf ein Plus von 
1,5 grad zu begrenzen.4 Wäre es da nicht sinnvoller, jetzt geld in 
die hand zu nehmen und massiv in die Ökologisierung unseres 
Wirtschaftssystems zu investieren? 

n  Und um schließlich die Finanzierungskosten für investitionen so 
gering wie möglich zu halten, müssten auch nur eine reihe an 
hausaufgaben im sinne der Steuergerechtigkeit erfüllt werden 
(siehe nächstes Kapitel).

4)  Burke et al, large potential reduction in economic damages under Un mitigation targets, nature 
557, p 549–553, 2018, https://www.nature.com/articles/s41586-018-0071-9.

https://www.nature.com/articles/s41586-018-0071-9
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5)  https://www.zeit.de/2019/09/christine-lagarde-waehrungsfond-frankreich-politikerin-konjunktur/
komplettansicht, 20.2.2019.

4.3. Für Gerechtigkeit in der Steuerpolitik kämpfen 

die Bekämpfung der Ungleichheit ist eine der großen Fragen der gegen-
wart. dabei ist eines klar: Ungleichheit ist kein naturgesetz, sondern Fol-
ge jahrelanger Umverteilung von unten nach oben. Und sie hat negative 
auswirkungen auf Wirtschaftswachstum, sozialen Zusammenhalt und 
politische stabilität. selbst der internationale Währungsfonds (iWF) sagt 
mittlerweile: Ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum und ein hinreichen-
des Maß an gesellschaftlicher stabilität ist mit exzessiver Ungleichheit 
dauerhaft nicht vereinbar!5

Ein zentraler lösungsansatz zur Bekämpfung der Ungleichheit ist die 
steuerpolitik. Es braucht faire Steuersysteme, um Wohlstand umzuver-
teilen, öffentliche investitionen zu finanzieren und den sozialen Zusam-
menhalt zu stärken. Eine EU-weit koordinierte vorgehensweise insbe-
sondere bei steuern auf vermögen, spitzeneinkommen, Kapitalerträge 
und Unternehmensgewinne ist ein gebot der stunde. den steuervermei-
dungsstrategien von Unternehmen muss ein riegel vorgeschoben wer-
den, steueroasen müssen ausgetrocknet und gewinne dort, wo sie an-
fallen, besteuert werden. gleichzeitig muss die vermögenskonzentration 
durch steuerpolitische Maßnahme wieder reduziert werden. die stärkung 
jener Kräfte im Europäischen Parlament, die sich für eine gerechte ver-
teilungs- und steuerpolitik einsetzen, könnte hier wichtigen gegendruck 
erzeugen.

Tatsache ist, dass die Europäische Union gerade im steuerbereich ein 
massives glaubwürdigkeitsproblem hat:

n  obwohl keine politische Maßnahme in ihrer Wirkung so umfassend 
geprüft und von der Bevölkerung so breit unterstützt wird wie die Fi-
nanztransaktionssteuer (mehr als eine Million EU-Bürgerinnen und 
EU-Bürger haben über Petitionen gefordert, dass der Finanzsektor mit 
der steuer an den Kosten der Krise 2008 beteiligt werden soll), schei-
tert die Einführung dieser steuer seit Jahren am Widerstand einiger 
EU-staaten.  

https://www.zeit.de/2019/09/christine-lagarde-waehrungsfond-frankreich-politikerin-konjunktur/komplettansicht
https://www.zeit.de/2019/09/christine-lagarde-waehrungsfond-frankreich-politikerin-konjunktur/komplettansicht
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n  obwohl seit Jahren bekannt ist, dass durch Steuerbetrug, Steuer-
hinterziehung und aggressive Steuerplanung seitens der Konzerne 
den EU-Mitgliedstaaten jährlich Milliarden Euro an steuereinnahmen 
entgehen und mittlerweile zahlreiche Steuerskandale ans licht der 
Öffentlichkeit gelangt sind, blockieren einige Mitgliedstaaten die not-
wendigen steuerpolitischen Maßnahmen.  

n  obwohl des Megathema Digitalisierung in aller Munde ist, ist die 
Einführung von Maßnahmen, die sicherstellen, dass auch internetkon-
zerne wie Facebook und google ihren fairen Beitrag zum steuerauf-
kommen leisten („digitale Betriebsstätte“), in Europa trotz aller ankün-
digungen noch immer nicht in sicht. 

In der kommenden Legislaturperiode muss die Europäische Union 
im Steuerbereich endlich durchstarten. Elementar wichtig und für 
Millionen EU-BürgerInnen der Beweis, dass die richtigen Lehren aus 
der krisenhaften Entwicklung der letzten Jahre gezogen wurden, 
sind konkrete Ergebnisse in der Steuerpolitik.   

aK-Broschüre

die aK-Broschüre Verteilungsgerechtigkeit – Für die Vielen, nicht 
die Wenigen zeigt das besorgniserregende ausmaß der Ungleich-
heit in Österreich und Europa auf. die Broschüre liefert wichtige Fak-
ten für die diskussion um Fairness in der steuerpolitik.  

https://wien.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/verteilungsgerechtigkeit/Broschuere_vertei-
lungsgerechtigkeit.html

FÜR DIE VIELEN, NICHT DIE WENIGEN

https://wien.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/verteilungsgerechtigkeit/Broschuere_Verteilungsgerechtigkeit.html
https://wien.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/verteilungsgerechtigkeit/Broschuere_Verteilungsgerechtigkeit.html
https://wien.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/verteilungsgerechtigkeit/Broschuere_Verteilungsgerechtigkeit.html
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Forderungen der AK

n  das derzeit geltende system der Einstimmigkeit in der EU-steuerpo-
litik hat zu einem Wettlauf zwischen den Mitgliedstaaten um die nied-
rigsten steuersätze geführt. gefordert ist ein rascher Übergang zur 
qualifizierten Mehrheit im Rat und volles Mitentscheidungsrecht für 
das Europäische Parlament.

n  die angelaufenen Bemühungen zur Bekämpfung von steuerbetrug, 
steuerhinterziehung und steuervermeidung (insb. durch Unterneh-
men), zur schaffung einer gemeinsamen konsolidierten Körperschaft-
steuer-Bemessungsgrundlage, zur Einführung einer substanziellen Fi-
nanztransaktionssteuer und zur Besteuerung der digitalen Wirtschaft 
müssen intensiviert und erfolgreich abgeschlossen werden. im Bereich 
der Körperschaftsteuer muss auch ein EU-weiter Mindeststeuersatz 
vereinbart werden. 

n  die digitale Betriebsstätte muss implementiert werden und es muss 
auch endlich die länderweise Berichterstattung umgesetzt werden. 
so lässt sich erkennen, in welchen ländern die Konzerne welche ge-
winne erwirtschaften und welche steuern sie dafür bezahlen.

n  auf europäischer Ebene müssen entsprechende rahmenbedingungen 
geschaffen werden, die eine adäquate Besteuerung hoher Einkom-
men und Vermögen ermöglichen. Eine progressive Besteuerung von 
vermögenseinkommen bringt mehr gerechtigkeit für die arbeitenden 
Menschen. 
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4.4.  Öffentliche Leistungen stärken – Daseinsvorsorge schützen 

Zwar sind leistungen der daseinsvorsorge unverzichtbar für alltag und 
Zusammenleben. doch die EU war bislang alles andere als ein verlässli-
cher Partner, wenn es um den schutz der daseinsvorsorge vor offensiven 
geschäfts- und liberalisierungsinteressen geht. lückenlose gesund-
heitsversorgung, qualitätsvolle Bildung, sichere Pensionen und soziale 
Pflege, sauberes und erschwingliches Wasser, flächendeckende Öffis, 
leistbares Wohnen, zuverlässige Müllentsorgung und Energieinfrastruktur, 
u.v.m. verlangen nach mehr – und keinesfalls weniger – öffentlicher ver-
antwortung und Finanzierungsgrundlagen. 

den schärfsten Kontrast dazu stellten die kurzsichtigen spar- und Privati-
sierungsauflagen infolge der letzten Finanz- und Wirtschaftskrise dar. sie 
sind der allgemeinheit nicht zuletzt aufgrund europäischer vorgaben zB 
durch überhöhte Kosten, sozialen ausschluss oder ausgebliebene infra-
strukturinvestitionen oftmals teuer zu stehen gekommen. dazu kommt die 
fehlgeleitete liberalisierungspolitik der EU: sie reicht von den Konflikten 
um die sog. Konzessionsrichtlinie über druck auf den sozialen Wohnbau 
bis hin zum löchrigen schutz der daseinsvorsorge vor handelspolitischen 
großprojekten wie etwa dem EU-Usa-abkommen TTiP (siehe Punkt 4.5.). 

doch es gibt in Europa auch viele erfreuliche Entwicklungen: sie be-
treffen beispielsweise den Erfolg der europäischen Bürgerinneninitiative 
„right2Water – Wasser ist ein Menschenrecht“ oder auch den Trend in 
vielen städten und gemeinden, ihre vormals privatisierten leistungen 
nach schlechten Erfahrungen wieder zurück in die öffentliche hand zu 
führen (sog. „rekommunalisierung“). diese Entwicklungen sollte die eu-
ropäische Politik unterstützen – und eine starke Daseinsvorsorge als 
tragende Säule des europäischen Sozialstaats respektieren. 
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Forderungen an das neue Europäische Parlament

n  Den flächendeckenden, diskriminierungsfreien und erschwingli-
chen Zugang zu hochwertigen Leistungen der Daseinsvorsorge 
gewährleisten. dafür braucht es vorrangregeln im öffentlichen inter-
esse, die die marktschaffende Politik der EU in die schranken weisen. 
Keinesfalls darf das EU-Wettbewerbsrecht gemeinwohlorientierte Poli-
tik wie etwa im sozialen Wohnbau unter druck setzen (siehe infobox). 
Und „Hände weg von unseren Pensionen!“ heißt es auch, wenn uns 
von der EU alljährlich zweifelhafte Tipps zur anhebung des gesetzli-
chen Pensionsantrittsalters ausgerichtet werden.

n  In die Daseinsvorsorge investieren statt „Politik der leeren Kas-
sen“. daher muss für die daseinsvorsorge auch die sog. „goldene in-
vestitionsregel“ gelten (siehe Punkt 4.2.): Entsprechende investitionen 
dürfen nicht auf das defizit nach EU-Fiskalregeln angerechnet werden. 
hingegen sollte die EU kostspielige instrumente wie etwa sog. „ÖPP“ 
(Öffentlich-Private-Partnerschaften) nicht weiter forcieren. derartige 
auslagerungen kommen der öffentlichen hand langfristig teuer und 
befeuern das geschäft privater Finanzinvestoren.

n  Keine Liberalisierungen durch die Hintertür. Konflikte wie zuletzt 
zB zur Wasserversorgung in der sog. EU-Konzessionsrichtlinie zeigen: 
Trotz gegenläufiger Beteuerungen braucht es erst starken öffentlichen 
druck, damit offensive liberalisierungsvorhaben nicht mithilfe der EU 
durchgesetzt werden (siehe infobox). stattdessen sind künftig die 

Europäische Bürgerinnenintiative für leistbares Wohnen 

Fehlende Wohnungen, steigende Mieten, druck auf den sozialen 
Wohnbau. die Europäische Bürgerinneninitiative „housing for all“ 
fordert nun die EU dazu auf, bessere rechtliche sowie finanzielle  
rahmenbedingungen für bezahlbares Wohnen in Europa zu schaffen. 

Hier geht’s zur Petition: https://www.housingforall.eu/ 

https://www.housingforall.eu/
https://www.housingforall.eu/
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handlungsspielräume der städte, gemeinde und Mitgliedstaaten für 
die gestaltung einer bürgerinnennahen daseinsvorsorge viel stärker zu 
respektieren.

n  Hochwertige öffentliche Leistungen setzen faire Arbeitsbedingun-
gen für die dort Beschäftigen voraus. Umso mehr sind öffentliche 
anbieter in ihrer vorbildwirkung gefordert. Bisherige liberalisierungs-
projekte wurden wiederholt auf dem rücken der Beschäftigten aus-
getragen. stattdessen braucht es insbesondere auch hohe, verpflich-
tende sozialstandards in sämtlichen öffentlichen Beschaffungs- und 
vergabebereichen. 

Österreichs öffentliche  
Wasserver- und abwasserentsorgung  
überzeugt im europäischen vergleich

Eine aktuelle studie der Technischen Universität Wien zeigt: die öf-
fentliche Wasserversorgung in Österreich punktet im europäischen 
vergleich mit sehr guter Effizienz, Qualität und leistbarkeit. die stu-
dienautorinnen sehen keinerlei handlungsbedarf im hinblick auf 
eine liberalisierung oder gar Privatisierung öffentlicher systeme. 
diese eindeutigen empirischen Ergebnisse kommen zur rechten Zeit. 
denn die Europäische Kommission hat eine Prüfung bestehender 
ausnahmen von der sog. „Konzessionsrichtlinie“ angekündigt. da-
mit kann eine hintertür dafür entstehen, druck auf die dort enthalte-
ne ausnahme vom ausschreibungs- und liberalisierungszwang für 
Wasser und abwasser auszuüben. diese ausnahme ist jedoch ein 
wichtiger Erfolg der Europäischen Bürgerinneninitiative „right2Wa-
ter – Wasser ist ein Menschenrecht“ und unbedingt beizubehalten. 
langjährig bewährte systeme einer gut funktionierenden daseins-
vorsorge wie etwa in Österreich oder deutschland dürfen auch künf-
tig nicht durch vermarktungsinteressen gefährdet werden.

Link zur Studie: 
https://emedien.arbeiterkammer.at/viewer/
ppnresolver?id=ac15177637

https://emedien.arbeiterkammer.at/viewer/ppnresolver?id=AC15177637
https://emedien.arbeiterkammer.at/viewer/ppnresolver?id=AC15177637
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4.5. Für eine faire Globalisierung kämpfen

die außenhandels- und investitionspolitik der EU braucht eine völlig neue 
ausrichtung. Ein bloßes „Weiter so“ wäre die falsche antwort auf die enor-
me öffentliche Kritik an abkommen wie TTiP, cETa, JEFTa & co. die lang-
fristigen liberalisierungsverpflichtungen in bilateralen handelsabkommen 
und im rahmen der WTo gefährden öffentliche interessen, insbesondere 
sozialstaatliche und demokratische handlungsspielräume. die aK setzt 
sich für einen fairen Handel ein, der soziale und ökologische Ziele in 
den Mittelpunkt rückt, anstatt sie zu untergraben. dafür müssen Macht 
und Einfluss von Konzernen auf die betreffenden abkommen zurückge-
drängt werden. 

die globalisierung braucht endlich faire regeln. dem Europäischen Par-
lament kommt hier eine entscheidende rolle zu, müssen doch sämtliche 
abkommen von ihm genehmigt werden. Faire regeln tragen auch dazu 
bei, die Ursachen von Flucht und unfreiwilliger Migration aus ärmeren 
ländern zu bekämpfen.

Quelle: https://www.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/eu/internationalerhandel/handelsabkom-
men_auf_dem_pruefstand/JEFTa_Mythen_und_Fakten.html © Julia stern

89 %  
Konzern-Lobbyisten  

unter Ausschuss  
der Öffentlichkeit 4 %

VertreterInnen der 
Zivilgesellschaft

7 % andere AkteurInnen  
wie zB Forschungsinstitute

Konzernmacht („corporate capture“) in der  
EU-handelspolitik am Beispiel JEFTa
Wen trafen die verhandler des EU-Japan-abkommen?

https://www.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/eu/internationalerhandel/handelsabkommen_auf_dem_pruefstand/JEFTA_Mythen_und_Fakten.html
https://www.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/eu/internationalerhandel/handelsabkommen_auf_dem_pruefstand/JEFTA_Mythen_und_Fakten.html
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Forderungen der AK an das neue Europäische Parlament

n  Transparenz: verhandlungsdokumente zu handels- und investiti-
onsabkommen müssen umfassend und frühzeitig veröffentlicht wer-
den. statt intransparenter Einflussnahme von Konzern-lobbyistinnen 
braucht es mehr öffentliche Kontrolle der verhandlungen. 

n  international anerkannte Mindestarbeits- und Umweltstandards 
müssen in handelsabkommen verbindlich verankert werden, einklag-
bar und bei verstößen sanktionierbar sein. niedrigere sozial- und Um-
weltstandards dürfen niemals als Wettbewerbsvorteil genützt werden. 

n  Regulierungskooperation: schutzstandards für arbeitnehmerinnen, 
Konsumentinnen – insbesondere lebensmittelsicherheit und da-
tenschutz – sowie Umwelt dürfen weder als vermeintliche „handels-
hemmnisse“ dereguliert noch ihre anhebung eingeschränkt werden. 

n  Keine Sonderklagerechte für Investoren: ausländischen Konzernen 
darf nicht das exklusive recht eingeräumt werden, staaten vor spe-
ziellen schiedsgerichten zu verklagen, wenn die rentabilität ihrer in-
vestitionen durch Maßnahmen im öffentlichen interesse beeinträchtigt 
wird.   

n  Leistungen der Daseinsvorsorge wie etwa Bildung, gesundheit, ab-
fallentsorgung, verkehrsinfrastruktur, Energie- und Wasserversorgung 
müssen vollständig von handels- und investitionsabkommen ausge-
nommen werden. 

n  Kein Lohn- und Sozialdumping: handelsabkommen dürfen das öster-
reichische arbeits- und sozialrecht sowie Kollektivverträge nicht aus-
höhlen. statt noch mehr verpflichtungen zur liberalisierung braucht es 
effektive internationale Kooperation gegen lohn- und sozialdumping. 
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TTiP, cETa, JEFTa & co:  
fragwürdige ökonomische versprechen

die EU-Kommission bewirbt ihre handelspolitischen großprojekte 
zwar als Motor für Wachstum und Beschäftigung. Wirkungsstudien 
über diese abkommen lassen jedoch Zweifel daran aufkommen. 

n  Für JEFTA (handelsabkommen der EU mit Japan), das seit  
1. Februar 2019 in Kraft ist, haben kommissionseigene analysen 
einen Wachstumseffekt für alle EU-Mitgliedstaaten zusammen 
von 0,14 % bis 2035 (nach 17 Jahren) ergeben. das Wirtschafts-
ministerium erwartet für Österreich sogar nur 0,011 % nach 10 
bis 20 Jahren. 

n  Und CETA (handels- und investitionsabkommen zwischen EU 
und Kanada) soll einen BiP-Zuwachs von lediglich 0,023 % für 
die gesamte EU und für Österreich von 0,016 % generieren. das 
entspricht sechs Euro pro Österreicherin nach zehn bis zwanzig 
Jahren. im selben Zeitraum könnten in Österreich im besten Fall 
450 arbeitsplätzen entstehen. 

n  die studien über das geplante handels- und investitionsabkom-
mens zwischen den Usa und der EU (TTIP) ergaben ein durch-
schnittliches Wachstum von 0,03 bis 0,05 % pro Jahr für die EU. 

Zudem ist zu berücksichtigen: selbst im Zeitalter der globalisierung 
kommt der überwiegende Teil der gesamtnachfrage nach europäi-
schen gütern und dienstleistungen immer noch aus der EU selbst. 
der Handel innerhalb der EU spielt im vergleich zum globalen han-
del eine weitaus größere Rolle. so werden auch etwa 70 % des 
österreichischen Warenhandels (importe und Exporte) innerhalb der 
EU abgewickelt. 
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Jetzt unterzeichnen: 
„rechte für Menschen, regeln für Konzerne“ 

die Kampagne „rechte für Menschen, regeln für Konzerne – stopp 
isds“ wurde im Jänner 2019 von über 100 nichtregierungsorganisa-
tionen, gewerkschaften und sozialen Bewegungen aus 16 europäi-
schen ländern gestartet. Eine halbe Million Menschen haben bereits 
im ersten Monat unterschrieben. ihr Ziel ist nicht nur, sonderklage-
rechte für investoren abzuschaffen. Konzerne sollen auch endlich 
in die Pflicht genommen werden, Menschenrechte zu achten. dazu 
braucht es ein verbindliches Un-abkommen („Un binding treaty“). 

Hier geht’s zur Petition:
https://www.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/eu/internatio-
nalerhandel/investitionsschutz/Europaeische_Kampagne_jetzt_un-
terschreiben.html

https://www.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/eu/internationalerhandel/investitionsschutz/Europaeische_Kampagne_jetzt_unterschreiben.html
https://www.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/eu/internationalerhandel/investitionsschutz/Europaeische_Kampagne_jetzt_unterschreiben.html
https://www.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/eu/internationalerhandel/investitionsschutz/Europaeische_Kampagne_jetzt_unterschreiben.html
https://www.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/eu/internationalerhandel/investitionsschutz/Europaeische_Kampagne_jetzt_unterschreiben.html
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4.6.  Konzernmacht bekämpfen, Demokratie ausbauen –  
Europa gehört den BürgerInnen 

seit Jahren dominieren Konzerne, die Finanzindustrie und Wirtschafts-
verbände die politische Bühne Europas. Rund 7.000 Organisationen 
mit rund 25.000 Mitarbeiterinnen sind in Brüssel tätig und vertreten 
ausschließlich Unternehmensinteressen. arbeitnehmerinnen sind im 
vergleich dazu stark unterrepräsentiert: auf 100 organisationen, die Un-
ternehmens- und Konzerninteressen vertreten, kommen etwa zwei arbeit-
nehmerinnenvertretungen. im verhältnis zu allen im EU-Transparenzregis-
ter vermerkten organisationen liegt der anteil der interessenvertretungen 
der Beschäftigten sogar nur bei rund 1,3 %.

durch diese Übermacht kann sich die Unternehmenslobby bei den EU-
Politikerinnen wesentlich leichter als andere interessensvertretungen ge-
hör verschaffen. Mit gezieltem lobbying und hohen finanziellen Mitteln 
gelingt es diesen Einzelinteressen häufig, ihre politische agenda durch-
zusetzen. schritte hin zu einem sozialen Europa werden nicht zuletzt von 
der Konzernlobby blockiert. nach wie vor fehlt es auf EU-Ebene an steu-
ergerechtigkeit. Multinationale Unternehmen umgehen steuerzahlungen 
mittels zahlreicher steuertricks und eine EU-Finanztransaktionssteuer zur 

Missverhältnis bei den interessenvertretungen  
verhältnis arbeit zu Kapital laut den daten  
aus dem EU-Transparenzregister

Unternehmensorganisationen

Quelle: EU-Transparenzregister (per 10. 12. 2018) © Julia stern

1002 :
arbeitnehmerinnen-
vertretungen
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Zügelung der Finanzmärkte gibt es bis heute nicht. die anliegen von ar-
beitnehmerinnen, Konsumentinnen oder im interesse der Umwelt werden 
im EU-Entscheidungsprozess häufig vernachlässigt und geraten damit ins 
hintertreffen. sehr oft setzen sich Konzerninteressen auf Kosten des ge-
meinwohls durch. dies führt immer wieder zu einem reputationsproblem 
der europäischen Politik und ist demokratiepolitisch höchst bedenklich.

daher braucht es im ersten schritt mehr Lobby-Transparenz sowie eine 
verschiebung des Kräfteverhältnisses, welches die arbeitnehmerinnen 
gegenüber den Unternehmen stärkt. Es muss uns gelingen, den EU-
Politikerinnen deutlicher bewusst zu machen, dass sie dem gemeinwohl 
verpflichtet sind. 

darüber hinaus braucht es aber auch eine generelle Stärkung der euro-
päischen Demokratie im Wege eines stetigen ausbaus der rechte des 
Europäischen Parlaments sowie einen europaweiten ausbau des sozialen 
dialogs. 

Broschüre 

lobbying in Brüssel
die Übermacht der Unternehmen zurückdrängen.

Unter folgendem link kann die Broschüre heruntergeladen werden:
https://wien.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/eu/europaei-
scheunion/lobbying_in_Bruessel.html

WIEN

GERECHTIGKEIT MUSS SEIN

Lobbying in brüsseL   
Die übermacht Der Unternehmen brechen

https://wien.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/eu/europaeischeunion/Lobbying_in_Bruessel.html
https://wien.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/eu/europaeischeunion/Lobbying_in_Bruessel.html
https://wien.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/eu/europaeischeunion/Lobbying_in_Bruessel.html
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Forderungen der AK 

n  das Europäische Parlament und seine Fraktionen müssen das recht 
haben, neue EU-gesetzesvorschläge selbst einbringen zu können (Ini-
tiativrecht) und in allen Bereichen der EU-Politik mitzuentscheiden. 
die Kommission und ihre einzelnen Mitglieder müssen durch das Par-
lament ernannt und einfacher abberufen werden können. Erst dadurch 
kann die Europäische Kommission voll und ganz für ihre Politik zur 
verantwortung gezogen werden. 

n  dem sozialen Dialog muss in der EU und in allen Mitgliedstaaten mehr 
Bedeutung beigemessen werden. sozialpartnerschaftliche Kapazitä-
ten und handlungsformen (insbesondere flächendeckende Kollektiv-
verträge) müssen allen Mitgliedstaaten als wesentliche Benchmark ei-
nes solidarischen und leistungsfähigen Wohlfahrtsstaates empfohlen 
werden. 

n  arbeitnehmerinnen und Konsumentinnen, deren interessen im EU-
Entscheidungsprozess unterrepräsentiert sind, sollen wesentlich stär-
ker berücksichtigt werden. die Kommission ist dazu aufgerufen, bei 
ihren Treffen mit interessenvertreterinnen auf Ausgewogenheit zu 
achten. dies ist auch bei der Besetzung von ExpertInnengruppen, 
die die Kommission bei der ausarbeitung von gesetzesvorschlägen 
unterstützen, zu berücksichtigen.

n  in den letzten Jahren konnten nach einigen skandalen verbesserungen 
bei der Offenlegung von Lobbying gegenüber EU-Entscheidungs-
trägerinnen erreicht werden. so hat beispielsweise das Europäische 
Parlament anfang 2019 beschlossen, einen legislativen Fußabdruck 
einzuführen: EU-abgeordnete, die bei der ausarbeitung neuer EU-
regelungen mitwirken, müssen in Zukunft offenlegen, wen sie dafür 
getroffen haben. Keinerlei informationen gibt es bisher zu lobbying-
aktivitäten gegenüber dem rat der EU. daher soll sich auch dieser 
verpflichten, seine lobbying-Termine transparent zu machen.     
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5. EUroPa in UnsErE hÄndE nEhMEn!

Europa ist das, was wir daraus machen oder stillschweigend zulassen. 
auch wenn die heutige EU-Politik vor allem von Unternehmensverbän-
den, der Finanzindustrie und neoliberalen Eliten bestimmt wird, lohnt es 
sich um die europäische Ebene zu kämpfen. nur auf dieser Ebene lassen 
sich die großen gesellschaftlichen Probleme, vor denen wir stehen, nach-
haltig lösen.

die Europäische Union ist kein fertiges gebilde, sondern „work in pro-
gress“. das heißt aber auch: Europa ist veränderbar. seine aktuell vor-
herrschende neoliberale grundausrichtung ist ein gewolltes Projekt der 
EU-Eliten. Zeigen wir ihnen, was wir wollen: Ein soziales, ökologisches 
und demokratisches Europa, in dem die Anliegen von uns Arbeitneh-
merInnen verwirklicht werden. 

die Wahlen zum Europäischen Parlament sind die chance, einen Um-
denkprozess auszulösen und die in der Broschüre dargestellten notwen-
digen Korrekturen auf den Weg zu bringen. Europa kann mehr, wenn 
jene Kräfte politisch gestärkt werden, die für sozialen Fortschritt und 
soziale Gerechtigkeit stehen. 
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awblog.at

Damit du
mit deiner
Meinung
nicht alleine
bleibst.

https://awblog.at/
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www.arbeit-wirtschaft.at

Das
wirtschafts-, 
sozial- und

gesellschafts-
politische
Magazin

https://www.arbeit-wirtschaft.at/
https://twitter.com/AundWMagazin
https://www.facebook.com/AundWMagazin
https://www.instagram.com/AundWMagazin/
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DIGITALISIERUNGSFONDS 
ARBEIT 4.0 
JETZT EINREICHEN!

JETZT EINREICHEN!

Die AK Wien sucht die besten 
Ideen für die digitale Arbeitswelt 
der Zukunft. 

Pro Jahr fördert die Arbeiterkammer 
Wien die vielversprechendsten Projekte 
mit vier Millionen Euro. Gesucht werden 
Initiativen, Impulse und Tools: für mehr 
Mitsprache im Unternehmen, innovative 
Gestaltung von Arbeitsplätzen und Ab-
läufen oder auch für vorausschauende 
Weiterbildung.

  Reichen Sie jetzt Ihre Projekte ein!

   Juni 2019: Förderung erster  
Projekte

  Herbst 2019: Zweite Förderrunde

Wer kann einreichen? 
Egal ob Betriebsrat, ArbeiterIn, Univer-
sitäten, EntwicklerInnen oder Unter-
nehmen: Alle sind eingeladen, über die 
digitale Zukunft der Arbeitswelt nach-
zudenken und Projekte einzureichen.

Wie hoch sind die Förderungen? 
Zwischen 2.000 und 200.000 Euro. Pro-
jekte von Unternehmen oder Gebiets-
körperschaften werden zu maximal 50 
Prozent des Projektvolumens gefördert. 

Alle Infos zum Digifonds: 
Unterstützung zur Ideenfindung, Bei-
spielprojekte zur Inspiration, Infos zur 
Förderungsvergabe und Leitfragen, 
wum erste Ideen zu skizzieren auf 
wien.arbeiterkammer.at/digifonds.

wien.arbeiterkammer.at/digifonds
Büro für Digitale Agenden der AK Wien  
digifonds@akwien.at | 01/501 65-12398
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